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Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

Michael G r 0 s c h e k 

Die Ministerin 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

Dr. Angelica S c h w a l l  - D ü r e n  

- Gy. NRW. 2015 S. 436 
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Zweite Verordnung 
zur Änderung der Zuständigkeitsverordnung 

Heilberufe 
Vom 5. Mai 20 15 

Auf Grund des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisati­
onsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), der zu­
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (Gy. 
NRW. S. 462) geändert worden ist, insoweit nach Anhö­
rung des fachlich zuständigen Ausschusses, sowie des § 7 
Absatz 4 Satz 2 des Landesorganisationsgesetzes verord­
net die Landesregierung: 

Artikel 1 

§ 5 Absatz 1 der Zuständigkeitsverordnung Heilberufe 
vom 20. Mai 2008 (Gy. NRW. S. 458), die durch Verord­
nung vom 7. Dezember 2013 (Gy. NRW. S. 841) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 9 werden nach der Angabe ,, (BGBL I 
S. 1384)" die Wörter "sowie das Notfallsanitätergesetz 
vom 22. Mai 2013 (BGBL I S. 1348)" eingefügt. 

2. In Nummer 10 werden nach der Angabe ,, (BGBL I 
S. 1966)" die Wörter "sowie die Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und 
Notfallsanitäter vom 16. Dezember 2013 (BGBL I 
S. 4280)" eingefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 5. Mai 2015 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Für die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L ö h r  m a n  n 

- Gy. NRW. 2015 S. 441 
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Gesetz 
über die staatliche Anerkennung von Sozial­

arbeiterinnen und Sozialarbeitern, 
Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, 

Kindheitspädagoginnen und Kindheitspädagogen 
sowie Heilpädagoginnen und Heilpädagogen 
(Sozialberufe-Anerkennungsgesetz - SobAG) 

Vom 5. Mai 2015 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
über die staatliche Anerkennung von Sozial­

arbeiterinnen und Sozialarbeitern, 
Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, 

Kindheitspädagoginnen und Kindheitspädagogen 
sowie Heilpädagoginnen und Heilpädagogen 
(Sozialberufe-Anerkennungsgesetz - SobAG) 

§ 1 

Staatliche Anerkennung und Berufsbezeichnung 

(1) Ein erfolgreich beendetes Studium mit dem inhalt­
lichen Gegenstand Soziale Arbeit an einer staatlichen 
oder staatlich anerkannten Hochschule im Land Nord­
rhein-Westfalen führt zugleich zur staatlichen Anerken­
nung als Sozialpädagogin oder Sozialpädagoge, Sozial­
arbeiterin oder Sozialarbeiter oder Sozialpädagogin und 
Sozialarbeiterin oder Sozialpädagoge und Sozialarbei­
ter, sofern die Voraussetzungen des § 2 erfüllt sind. 

(2) Ein erfolgreich beendetes Studium mit dem inhalt­
lichen Gegenstand Kindheitspädagogik an einer staat­
lichen oder staatlich anerkannten Hochschule im Land 
Nordrhein -Westfalen führt zugleich zur staatlichen An­
erkennung als Kindheitspädagogin oder Kindheitspäda­
goge, sofern die Voraussetzungen des § 3 erfüllt sind. 

(3) Ein erfolgreich beendetes Studium mit dem inhalt­
lichen Gegenstand Heilpädagogik an einer staatlichen 
oder staatlich anerkannten Hochschule im Land Nord­
rhein-Westfalen führt zugleich zur staatlichen Anerken­
nung als Heilpädagogin oder Heilpädagoge, sofern die 
Voraussetzungen des § 4 erfüllt sind. 

(4) Die staatliche Anerkennung wird von der Hochschule 
mit einer eigenen Urkunde ausgesprochen und berech­
tigt zum Führen der Berufsbezeichnung "staatlich aner­
kannte Sozialpädagogin" oder "staatlich anerkannter 
Sozialpädagoge',' "staatlich anerkannte Sozialarbeiterin" 
oder "staatlich anerkannter Sozialarbeiter',' "staatlich 
anerkannte Sozialpädagogin und Sozialarbeiterin" oder 
"staatlich anerkannter Sozialpädagoge und Sozialarbei­
ter" oder "staatlich anerkannte Kindheitspädagogin" 
oder "staatlich anerkannter Kindheitspädagoge'.' 

(5) Die staatliche Anerkennung ist zu versagen, wenn 
Erkenntnisse vorliegen, die auf eine fehlende fachliche 
oder persönliche Eignung schließen lassen. Eine Verurtei­
lung wegen einer in § 72 a Absatz 1 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch - Kinder und Jugendhilfe - in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 
(BGBL I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 29. August 2013 (BGBL I S. 3464) geändert wor­
den ist, genannten Straftat führt zwingend zu einer Ver­
sagung nach Satz 1. Die Hochschule hat die staatliche 
Anerkennung auch aufzuheben, wenn einer Absolventin 
oder einem Absolventen der Studienabschluss, der 
Grundlage für die staatliche Anerkennung war, aber­
kannt wird. 

(6) Bei Widerruf oder Rücknahme der staatlichen Aner­
kennung ist die gemäß Absatz 4 ausgestellte Urkunde 
durch die ausstellende Hochschule einzuziehen. 

(7) Die Vorschriften über die Rücknahme oder den Wi­
derruf nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt­
machung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in 
der jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt. 
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§ 2 
Berufsrechtliche Eignung eines Studiengangs 

der Sozialen Arbeit 

Ein Studiengang der Sozialen Arbeit qualifiziert für die 
Arbeit als Sozialarbeiterin oder Sozialarbeiter, Sozialpä­
dagogin oder Sozialpädagoge oder Sozialpädagogin und 
Sozialarbeiterin oder Sozialpädagoge und Sozialarbei­
ter, wenn er 

1. nach einer Regelstudienzeit von mindestens sechs 
Semestern oder mindestens 180 European Credit 
Transfer and Accumulation System-Punkten (ECTS­
Punkte) mit dem Grad eines Bachelor of Arts 
abschließt; 

2. einen studienintegrierten oder postgradual im An­
schluss an das Studium abzuleistenden Praxisanteil 
von mindestens 100 Arbeitstagen vorsieht, der an ge­
eigneten Praktikumsstellen unter Anleitung einer 
Fachkraft absolviert und von Lehrkräften der Hoch­
schule betreut wird. Über die Eignung der Prakti­
kumsstellen entscheidet die Hochschule. Für Studie­
rende mit dem Abschluss einer Ausbildung zur 
Erzieherin beziehungsweise zum Erzieher kann die 
Hochschule einen geringeren zeitlichen Umfang des 
Praxisanteils festsetzen; 

3. dem Qualifikationsrahmen Soziale Arbeit des Fachbe­
reichstags Soziale Arbeit in der jeweils geltenden Fas­
sung entspricht; 

4. ausgewiesene Kenntnisse der relevanten deutschen 
Rechtsgebiete mit exemplarischer Vertiefung auf Lan­
desebene vermittelt sowie den Erwerb administrativer 
Kompetenzen fördert und 

5. eine kritische Reflexion erworbenen Fachwissens unter 
den Bedingungen angeleiteter Praxis ermöglicht. 

§ 3  
Berufsrechtliche Eignung eines Studiengangs 

der Kindheitspädagogik 

Ein Studiengang der Kindheitspädagogik qualifiziert für 
die Arbeit als Kindheitspädagogin oder Kindheitspäda­
goge, wenn er 

1. nach einer Regelstudienzeit von mindestens sechs 
Semestern oder mindestens 180 ECTS-Punkten mit 
dem Grad eines Bachelor of Arts abschließt; 

2. einen studienintegrierten oder postgradual im An­
schluss an das Studium abzuleistenden Praxisanteil 
von mindestens 100 Arbeitstagen vorsieht, der an ge­
eigneten Praktikumsstellen unter Anleitung einer 
Fachkraft absolviert und von Lehrkräften der Hoch­
schule betreut wird. Über die Eignung der Prakti­
kumsstellen entscheidet die Hochschule. Für Studie­
rende mit dem Abschluss einer Ausbildung zur 
Erzieherin beziehungsweise zum Erzieher kann die 
Hochschule einen geringeren zeitlichen Umfang des 
Praxisanteils festsetzen; 

3. die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern 
bis zu 14 Jahren zum Gegenstand hat und einen 
Schwerpunkt auf Kinder bis zum Alter von sechs Jah­
ren setzt; 

4. die Voraussetzungen des Beschlusses der Jugend- und 
Familienministerkonferenz vom 26. /27. Mai 2011 über 
die staatliche Anerkennung (http://jfmk.de/pub2011/ 
TOP _7. 2_Staatliche_Anerkennung_ von_Bachelorab­
schluessen.pdf) sowie eventueller Folgebeschlüsse zur 
staatlichen Anerkennung als Kindheitspädagogin 
oder Kindheitspädagogen erfüllt und bei der Vermitt­
lung von Kenntnissen und Fertigkeiten die einschlägi­
gen, in Nordrhein-Westfalen gültigen Rechtsvorschrif­
ten berücksichtigt und 

5. eine kritische Reflexion erworbenen Fachwissens unter 
den Bedingungen angeleiteter Praxis ermöglicht. 

§ 4  
Berufsrechtliche Eignung eines Studiengangs 

der Heilpädagogik 

Ein Studiengang der Heilpädagogik qualifiziert für die 
Arbeit als Heilpädagogin oder Heilpädagoge, wenn er 

1. nach einer Regelstudienzeit von mindestens sechs Se­
mestern oder mindestens 180 ECTS-Punkten mit dem 
Grad eines Bachelor of Arts abschließt, 

2. einen studienintegrierten oder postgradual im An­
schluss an das Studium abzuleistenden Praxisanteil 
von mindestens 100 Arbeitstagen vorsieht, der an ge­
eigneten Praktikumsstellen unter Anleitung einer 
Fachkraft absolviert und von Lehrkräften der Hoch­
schule betreut wird. Über die Eignung der Prakti­
kumsstellen entscheidet die Hochschule, 

3. dem Qualifikationsrahmen Heilpädagogik des Fach­
bereichstags Heilpädagogik in der jeweils geltenden 
Fassung entspricht, 

4. ausgewiesene Kenntnisse der relevanten deutschen 
Rechtsgebiete mit exemplarischer Vertiefung auf Lan­
desebene vermittelt sowie den Erwerb administrativer 
Kompetenzen fördert und 

5. eine kritische Reflexion erworbenen Fachwissens 
unter den Bedingungen angeleiteter Praxis ermög­
licht. 

§ 5 
Gleichstellung staatlicher Anerkennung 

Die in anderen Ländern der Bundesrepublik Deutsch­
land nach ähnlichen Voraussetzungen staatlich aner­
kannten Berufsträger sind den nach diesem Gesetz 
staatlich anerkannten Berufsträgern gleichgestellt. 

§ 6 
Entsenderecht 

(1) In Akkreditierungs-, Reakkreditierungs- und Syste­
makkreditierungsverfahren für einen Studiengang der 
Sozialen Arbeit und der Kindheitspädagogik hat das für 
Kinder und Jugend zuständige Ministerium das Recht, 
ein Mitglied der Gutachtergruppe gemäß den Regeln für 
die Akkreditierung von Studiengängen und für die Sys­
temakkreditierung zu benennen oder eine Vertretung 
zum Termin der Begehung der Hochschule durch die 
Gutachtergruppe zu entsenden. Es ist im Vorfeld über 
entsprechende Verfahren zu informieren. 

(2) In Akkreditierungs-, Reakkreditierungs- und Syste­
makkreditierungsverfahren für einen Studiengang der 
Heilpädagogik hat das für Soziales zuständige Ministe­
rium das Recht, ein Mitglied der Gutachtergruppe gemäß 
den Regeln für die Akkreditierung von Studiengängen 
und für die Systemakkreditierung zu benennen oder eine 
Vertretung zum Termin der Begehung der Hochschule 
durch die Gutachtergruppe zu entsenden. Es ist im Vor­
feld über entsprechende Verfahren zu informieren. 

§ 7 
Feststellungsverfahren 

(1) Für einen Studiengang der Sozialen Arbeit und der 
Kindheitspädagogik stellt das für Kinder und Jugend 
zuständige Ministerium nach Antrag der Hochschule 
und nach erfolgter Akkreditierung, Reakkreditierung 
und Systemakkreditierung binnen drei Monaten durch 
Bescheid für die Dauer der Akkreditierungsfrist fest, ob 
ein Studiengang die Voraussetzungen nach § 2 oder § 3 
erfüllt. Dem Antrag ist die schriftliche Versicherung der 
Hochschule beizufügen, dass der betreffende Studien­
gang die Voraussetzungen nach § 2 oder § 3 erfüllt. 

(2) Für einen Studiengang der Heilpädagogik stellt das 
für Soziales zuständige Ministerium nach Antrag der 
Hochschule und nach erfolgter Akkreditierung, Reakkre­
ditierung und Systemakkreditierung binnen drei Mona­
ten durch Bescheid für die Dauer der Akkreditierungs­
frist fest, ob ein Studiengang die Voraussetzungen nach 
§ 4 erfüllt. Dem Antrag ist die schriftliche Versicherung 
der Hochschule beizufügen, dass der betreffende Studi­
engang die Voraussetzungen nach § 4 erfüllt. 

§ 8 
Verordnungsermächtigung 

(1) Das für Kinder und Jugend zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere zu 
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den Voraussetzungen und dem Verfahren der Anerken­
nung der berufsrechtlichen Eignung eines Studiengangs 
nach § 2 und § 3 zu regeln. 

(2) Das für Soziales zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere zu den 
Voraussetzungen und dem Verfahren der Anerkennung 
der berufsrechtlichen Eignung eines Studiengangs nach 
§ 4 zu regeln. 

§ 9 
Übergangs- und Schlussvorschriften 

(1) In Studiengängen mit dem inhaltlichen Gegenstand 
der Sozialen Arbeit behalten Hochschulen, die bislang 
nach hochschuleigenen Ordnungen eine staatliche Aner­
kennung ausgesprochen haben, dieses Recht für diejeni­
gen Studiengänge, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes akkreditiert sind, bis zum Ablauf ihrer Ak­
kredi tierungsfrist. 

(2) In Studiengängen mit dem inhaltlichen Gegenstand 
der Kindheitspädagogik erhalten alle Absolventinnen 
und Absolventen der nach diesem Gesetz anerkannten 
Studiengänge und der im Wesentlichen inhaltsgleichen 
vorangegangenen Studiengänge im Rahmen der Gleich­
stellung ein Recht auf Feststellung der staatlichen Aner­
kennung gegenüber ihrer ehemaligen Hochschule. Das 
für Kinder und Jugend zuständige Ministerium stellt auf 
Antrag der Hochschulen, sonst auf Antrag der Absolven­
tinnen oder Absolventen, die hiervon betroffenen Studi­
engänge fest. 

(3) In Studiengängen mit dem inhaltlichen Gegenstand 
der Heilpädagogik erhalten alle Absolventinnen und Ab­
solventen der nach diesem Gesetz anerkannten Studien­
gänge im Rahmen der Gleichstellung ein Recht auf Fest­
stellung der staatlichen Anerkennung gegenüber ihrer 
ehemaligen Hochschule. Das für Soziales zuständige Mi­
nisterium stellt auf Antrag der Hochschulen, sonst auf 
Antrag der Absolventinnen oder Absolventen, die hier­
von betroffenen Studiengänge fest. 

§ 10 
Inkrafttreten und Berichtspflicht 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Die Landesregierung berichtet dem Landtag erstma­
lig bis zum 31. Dezember 2024 und danach alle zehn 
Jahre über die Erfahrungen mit diesem Gesetz. 

Düsseldorf, den 5. Mai 2015 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein -Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L ö h r  m a n  n 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenja S c  h u I z e 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Dte S c  h ä f e r 

- GV. NRW 2015 S. 441 
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Verordnung 
über Zuständigkeiten im Mess- und Eichwesen 
(Eichzuständigkeitsverordnung - EichZustVO) 

Vom 28. April 20 15 

Auf Grund 

- des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisationsgeset­
zes vom 10. Juli 1962 (Gv. NRW S. 421), der zuletzt 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (Gv. 
NRW S. 462) geändert worden ist, insoweit nach An­
hörung des fachlich zuständigen Ausschusses des 
Landtags, 

- des § 8 des Einheiten- und Zeitgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Februar 1985 (BGBL I 
S. 408), der durch Artikel 1 Nummer 7 des Gesetzes 
vom 3. Juli 2008 (BGBL I s. 1185) geändert worden ist, 
und 

- des § 36 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungs­
widrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBL I S. 602) 

verordnet die Landesregierung: 

§ 1 
Landesbetrieb Mess- und Eichwesen 

N ordrhein-Westfalen 

Der Landesbetrieb Mess- und Eichwesen Nordrhein­
Westfalen ist zuständig für die Durchführung des Mess­
und Eichgesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBL I S. 2722) und 
des Einheiten- und Zeitgesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 22. Februar 1985 (BGBL I S. 408), 
das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 68 des Gesetzes vom 7. 
August 2013 (BGBL I S. 3154) geändert worden ist, und 
der auf Grund dieser Gesetze erlassenen Verordnungen, 
soweit sich nicht aus diesen Rechtsvorschriften oder § 2 
etwas anderes ergibt. 

§ 2 
Örtliche Überwachungsbehörden 

Neben dem Landesbetrieb Mess- und Eichwesen Nord­
rhein-Westfalen sind die örtlichen Ordnungsbehörden 
zuständig 

1. für die Verwendungsüberwachung nach § 54 Absatz 1 
des Mess- und Eichgesetzes 

a) bei der Abgabe von Waren an Letztverbraucher, 

aal ob gemäß § 31 Absatz 2 Nummer 3 des Mess­
und Eichgesetzes 
Messgeräte nicht ungeeicht verwendet werden, 

bb) ob Messgeräte im Direktverkauf im Sinne des 
Mess- und Eichgesetzes so aufgestellt und be­
nutzt werden, dass der Käufer den Messvor­
gang beobachten kann (§ 23 Absatz 3 der 
Mess- und Eichverordnung vom 11. Dezember 
2014 (BGBL I S. 2010, 2011)) und bei der Wä­
gung von losen Erzeugnissen Nettowerte ange­
geben werden (§ 26 Absatz 1 Satz 1 der 
Mess- und Eichverordnung), 

b) in Gaststättenbetrieben oder auf öffentlichen Ver­
anstaltungen, ob die Vorschriften der Mess- und 
Eichverordnung über Ausschankmaße beachtet 
werden, 

c) ob Nachweise über erfolgte Wartungen, Reparatu­
ren oder sonstige Eingriffe am Messgerät, ein­
schließlich solcher durch elektronisch vorgenom­
mene Maßnahmen, gemäß § 31 Absatz 2 Nummer 4 
aufbewahrt werden. 

2. für das Verlangen nach Auskunft nach § 9 Satz 1 des 
Einheiten- und Zeitgesetzes 

a) bei der Abgabe von Waren an Letztverbraucher 
und 

b) bei der Verwendung von Ausschankmaßen in Gast­
stättenbetrieben oder auf öffentlichen Veranstal­
tungen. 
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